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Anerkennung von Unsicherheit als 
Normalzustand 
Implikationen für eine radikalisierte Sozialpolitik

Arno Pilgram

Unsicherheit als Normalzustand anzuerkennen, bedeutet Sozialpolitik neu zu denken. 
Eine so entstehende radikalisierte Sozialpolitik hätte vor allem die Aufgabe, Infrastruktur 
für alle Formen von Arbeit und für das „Betreiben des eigenen Lebens“ bereitzustellen.

Die Titelzeile ist offen für Missverständnisse. Was wünschen wir uns mehr als 
Sicherheit? Wofür kämpfen wir ständig, auch politisch? Wenn das als unwichtig 
erklärt wird, könnte es als ziemlicher Affront verstanden werden. Klingt der Auf-
ruf, Unsicherheit zu akzeptieren, nicht sehr nach der neoliberalen Melodie, jeder 
und jede schaue klugerweise selbst, wo er oder sie bleibt und wie man sich am 
besten selbst absichert?  

Es geht also zuerst darum, Missverständnisse zu vermeiden. Anerkennung 
von Unsicherheit heißt zunächst, sie in richtiger Weise wahrzunehmen und ein-
zuschätzen. Dazu gehört es, keinen Täuschungen über Sicherheit zu erliegen und 
falsche Sicherheitsversprechen und Sicherheitspropaganda zu durchschauen. 

Damit möchte ich einsteigen: Sicherheit nicht als mehr oder minder verwirk-
lichten (oder überhaupt verwirklichbaren) Zustand zu verstehen, sondern als 
politisches Versprechen und als Herrschaftstechnik. 

Diese Herrschaftstechnik besteht darin, Sicherheitsgarantien in Aussicht zu 
stellen, sie aber an die Erfüllung von Bedingungen (und deren Akzeptanz) zu 
knüpfen. Damit werden sie a priori schon wieder beschränkt und Menschen un-
sicher und lenkbar gemacht. Es kann helfen, Politik sozialer Sicherheit einmal 
selbst als Politik sozialer Kontrolle, Spaltung und Verunsicherung zu beleuch-
ten, um sich nicht vor jeden neoliberalen Reformkarren spannen zu lassen, der 
immer wieder einmal durch für die Wirtschaft und uns alle schlechte, aber zu 
erduldende Zeiten gezogen werden muss. 

http://www.armutskonferenz.at/buch-stimmen-gegen-armut
http://www.armutskonferenz.at/buch-stimmen-gegen-armut
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Sicherheit als politisches Versprechen und Herrschaftstechnik zu erkennen, 
heißt Unsicherheit zu erkennen

Sicherheitsversprechen sind eine herrschaftsgeschichtliche Konstante: Welt-
liche Herrschaft gründet neben ursprünglicher Gewalt auch auf handfesten 
Sicherheitsversprechen. Jede Herrschaft funktioniert nur durch Unterordnung 
und Mitwirkung, und dafür braucht sie wiederum Legitimation, und zwar durch 
manifeste Leistungen und nicht bloß durch unterstelltes Gottesgnadentum. Die-
se Herrschaftslegitimation erfolgt in erster Linie durch konkreten Schutz vor 
äußeren und inneren Feinden. Sicherheit vor Kriegen von außen und im Inneren 
ist das älteste und wohl auch schon vorstaatliche Sicherheitsversprechen von 
Herrschaft. 

Nach dem Aufstieg des Bürgertums bedurfte es als Gegenleistung für dessen 
allgemeine Unterstützung und Loyalität und zur Herrschaftslegitimation auch 
noch der Garantie, den Missbrauch der für die Feindabwehr nötigen staatlichen 
Machtmittel zu unterbinden (also auch noch der Legitimation durch „Rechts-
sicherheit“ und Gewaltenkontrolle durch Gewaltenteilung). Die Zusicherung 
des rechtmäßigen (primär defensiven) Umgangs mit Zwang und Gewalt ist ein 
Phänomen des bürgerlichen Zeitalters und moderner staatlicher Herrschaft. Sie 
garantiert in erster Linie den Schutz des unternehmerischen Privateigentums 
und der Vertragssicherheit. 

Umfangreiche soziale Sicherheitsgarantien von staatlicher Seite sind noch ein 
Stück jünger und immer sehr zurückhaltend und „subsidiär“ gehalten gewesen. 
Sie sind davon motiviert, dass sich Menschen aus traditionellen Bindungen und 
Gemeinschaften lösen und sich auf den „Arbeitsmarkt“ begeben. Die staatlich 
vermittelte Absicherung gegen Lebensrisiken (vor allem durch gegenseitige So-
zialversicherung der Lohnabhängigen) unterstützte die allgemeine Durchsetzung 
der Lohnarbeit und der kapitalistischen Produktionsweise. Am weitesten ging 
die Absicherung zu Zeiten und an Orten des fordistischen Wohlfahrtsstaates, als 
die sozialstaatliche Infrastruktur für die Reproduktion der knapp gewordenen 
Arbeitskraft auch jenen noch Mittel zum Überleben bereitstellte, die sich gegen 
eine an Lohnarbeit orientierte Lebensführung entschieden. 

Hier wäre es lohnend, aktuelle Facetten der Veränderung staatlicher Sicher-
heitsversprechen zu behandeln. Dazu gehört die zunehmende Fokussierung auf 
Sicherheit vor Kriminalität und ein damit verbundenes „subjektive Sicherheits-
gefühl“, das heißt ein gutes Sicherheitsgefühl insbesondere durch mehr Schutz 
vor Kriminalität. Dieses Sicherheitsversprechen dient als Ersatz für reduzierte 
andere soziale Sicherheitsangebote, lenkt soziale Ängste auf Außenseiter*innen 
und den Mitteleinsatz auf den Polizeiaufbau. Die angstauslösende Enttäuschung 
sozialer Sicherheitsversprechen wird sozialen Gefährder*innen angelastet und 
die Frustration an ihnen an falscher Stelle ausgelassen. 

Sicherheitsversprechen sind zu verführerisch, um nicht gerne an sie zu glau-
ben. Wer hofft nicht auf Sicherheit? Der Wunsch nach ihr verführt zur Anerken-
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nung von vielfältigen Bedingungen für die Sicherheitsgewährleistung. Man sagt 
und bestätigt uns zwar, wir hätten ein Recht auf Sicherheit und im staatlichen 
Herrschaftsapparat den Garanten dafür. Tatsächlich ist das Recht auf Sicherheit 
jedoch an unzählige Bedingungen geknüpft. Gewährleistet sind nur bestimmte 
Sicherheitsgarantien für bestimmte Gruppen, die gewisse Voraussetzungen zu 
erfüllen haben: die Geburtsrechte besitzen (eine passende Nationalität), die Vor-
leistungen / Einzahlungen ins System – wie es so schön heißt – vorweisen kön-
nen, die vor allem Disziplin / Kontinuität im Erwerbsleben vorzuzeigen haben 
ebenso wie Konformität mit Rechts- und gesellschaftlichen Normen in Bezug auf 
Lebensführung und politische Verhaltensmuster. Sicherheitsversprechen sind 
Herrschaftstaktik, um die Erfüllung dieser Voraussetzungen, Eigenleistungen, 
Selbst- und Sozialkontrolle durch die Sicherheitsbenefiziare durchzusetzen. 

Sicherheit will verdient sein. Sie kann außerdem entzogen werden. Die Si-
cherheitsbenefiziare können gegeneinander ausgespielt, privilegiert und sank-
tioniert werden; die Gunst kann zwischen ihnen wandern. Mit der jeweils ver-
sprochenen und erwarteten Sicherheit wird eine ganze Menge akzeptiert und 
„mitunterschrieben“, das wesentlich für soziale Verunsicherung ist, nämlich der 
Druck, Sicherheitsansprüche gegenüber dem Staat in Konkurrenzverhältnissen 
erwerben und bewahren zu müssen. 

Sicherheitsversprechen haben zwei Seiten: Sie versprechen zugleich Sicher-
heit als Privileg und Vorrecht, und sie implizieren Diskriminierungen und damit 
eine gesellschaftliche Klassenordnung – war keine ganz starre, aber beruhigend 
dadurch, dass sie Wettbewerbsbedingungen schafft und deren Regeln als Ge-
rechtigkeit idealisiert. In Wahrheit sind die sozialen Sicherheitsversprechen 
Unsicherheitsankündigungen, so wie sie im Paket mit anderen Botschaften da-
herkommen: Zuerst muss die Wirtschaft wieder wachsen, müssen Standorte im 
internationalen Wettbewerb gesichert und die Betriebe von Steuern und Sozial-
abgaben entlastet werden; außerdem muss das dadurch gestresste Sozialsystem 
durchforstet werden; schließlich sind Arbeitnehmer*innen gezwungen, ihre 
Arbeitskraft mit unternehmerischer Eigeninitiative und marktkonform einzuset-
zen. Sicherheitsversprechen sind zugleich Drohungen. Wenn bei der Sicherheit 
für das Kapital nicht alle mitspielen, wird die Zahl der Verlierer*innen noch 
größer werden. 

Die stimulierte Hoffnung auf Wachstum, auf mehr und lebenssichernde Lohn-
arbeit für alle sowie auf Vollbeschäftigung ist etwas, das vor allem die Gewerk-
schaften und die Sozialdemokratie in die Bredouille bringt. Linker Traditionalis-
mus, eine „Haltung mit ihrer Fixierung auf Lohnarbeit und Vollbeschäftigung 
macht Gewerkschaften und Sozialdemokratie politikunfähig: Die Gewerkschaft 
wird zum Verein der Arbeitsplatz-Verteidigung für die immer kleiner werdende 
Gruppe der ‚gesicherten‘ Arbeiter*innen. Daher kann sie keine Ökologiepolitik 
machen, keine vernünftige Einwanderungspolitik, auch keine Sozialpolitik [für 
alle, A.P.] Und die Sozialdemokratie ist allseitig durch die Wirtschaft erpress-
bar, weil sie ihre Wähler*innen nur zusammenbringt, wenn sie als Vollbeschäf-
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tigungspartei glaubhaft ist. Daher macht sie Politik für das Kapital unter dem 
Stichwort ‚Standort-Sicherung‘ und versucht sie als Arbeitsmarktpolitik zu ver-
kaufen“ (Steinert 2005: 57).

Der neoliberale Umbau der Produktionsweise zielt tatsächlich und erfolg-
reich darauf ab, die Verhältnisse der Lohnarbeitsvollbeschäftigung und darauf 
beruhender Sicherheiten nicht mehr entstehen zu lassen. Vielmehr wirkt die 
Sozialpolitik nun selbst darauf hin, preisgünstiges und flexibles Lohnarbeits-
Unternehmertum zu generieren und nicht zuletzt damit vor allem zur Sicherung 
der Infrastruktur für die Kapitalreproduktion beizutragen (Steinert 2004).

Unsicherheit als Ausnahmezustand anzuerkennen wäre nichts Neues,  
wohl aber wäre neu, sie als Normalzustand anzusehen

Unsicherheit zu thematisieren und als eine gesellschaftliche und politische Her-
ausforderung zum Handeln anzunehmen, liegt in der Tradition der Sozialpolitik. 
Es wäre nichts Neues, Unsicherheit als Ausnahmezustand anzuerkennen und 
besondere Schutz- und Unterstützungs-Maßnahmen für bestimmte Zeiträume 
biografisch-episodischer Abhängigkeit zu realisieren. 

Die gesamte klassische Sozialpolitik bzw. Sozialversicherungspolitik für un-
selbständig und (schein-)selbständig Arbeitende zielt auf die „Ausnahme“ des 
Lohn- und Einkommensausfalls und auf Kompensation dafür. 

Immer wieder werden in der sozialpolitischen Debatte Appelle an Politik und 
Staat laut, da und dort sozial nachzubessern, bestimmten ungenügend beachteten 
„sozialen Gebrechen“ bzw. vernachlässigten sozialen Gruppen mehr Augenmerk 
zu schenken oder Geld-, Sach-, Qualifikations- und Rehabilitierungsleistungen 
gerechter zu bemessen bzw. zu verteilen und dabei besonderen Bedarf, frühere 
Verdienste oder künftige Erfolgsaussichten zu berücksichtigen. Diese Appelle 
werden gehört oder auch nicht und beeinflussen die andauernden Konkurrenz-
verhältnisse unter den Schutz- und Unterstützungsberechtigten. 

Für einen bemerkenswerten Kunstgriff in der Konkurrenz zwischen den 
Benefiziaren von Sozialpolitik halte ich, dass sich heute gerade manche Privi-
legierte als schutzbedürftige Ausgebeutete, als Opfer eines Solidaritätsbeitrags-
zwangs und ungerechter Umverteilung zugunsten von Sozialleistungsbeziehern 
darstellen. Sie inszenieren sich als jene, denen bei staatlicher Sozialpolitik zu 
wenig Beachtung und Fairness zuteilwird, die endlich Anspruch auf steuerliche 
Schonung und tarifliche Entlastungspolitik hätten. 

Hierin bestätigt sich nicht zuletzt, dass gewährte Hilfen auf die Benefizia-
re zurückfallen. Sie werden entweder als Abweicher*innen von der Norm der 
Autonomie, der Markt- und Selbsterhaltungsfähigkeit betrachtet, im Gegensatz 
zu den „Erfüller*innen“ dieser Norm (den berühmten Leistungsträger*innen). 
Oder sie finden sich als mehr oder minder Berechtigte oder Unberechtigte be-
wertet und als Hilfsempfänger*innen jedenfalls stets auch abgewertet wieder. 
Diskreditierung und Ausgrenzung sind die Kehrseite der sozialpolitischen An-
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erkennung von Ansprüchen, der Anerkennung von Unsicherheit immer nur als 
Ausnahme und Notzustand – und nicht als Normalzustand, der alle betrifft (zu-
mindest phasenweise in Bezug auf Lohnarbeitsfähigkeit) und unter den heutigen 
Bedingungen der Produktivkraftentwicklung auch immer mehr überschüssig 
werdende Arbeitskräfte treffen wird. 

Dieser Normalzustand der Unsicherheit wird aber weggeredet mit Normali-
tätsfiktionen von persönlichen Fähigkeiten und den allen angebotenen Ressour-
cen für deren Entfaltung sowie von zyklischen wirtschaftlichen Hochkonjunk-
turperspektiven, in der wir alle wieder einmal gebraucht und belohnt werden 
würden.  

Implikationen für eine radikalisierte Sozialpolitik

Es stellt eine Herausforderung dar, Sozialpolitik neu zu denken – Nicht nur 
jenseits von Einkommensreduktion (bis die Wirtschaft wieder schnurrt und 
Arbeitsplätze schafft), sondern auch jenseits von Neo-Keynesianismus und De-
fizit-Spending. Ich beziehe mich hier auf die Diskussionsplattform „links-netz“, 
auf der „Sozialpolitik als Bereitstellung einer sozialen Infrastruktur“ konzipiert 
wird (AG links-netz 2012). Diese Diskussion geht ursprünglichauf einen kleinen 
Aufsatz von Heinz Steinert zurück, Gründer unseres Instituts für Rechts- und 
Kriminalsoziologie (IRKS) und später Soziologieprofessor in Frankfurt. Der 
Aufsatz trägt den Titel: „Eine kleine Radikalisierung von Sozialpolitik: Die all-
gemein verfügbare ‚soziale Infrastruktur zum Betreiben des eigenen Lebens‘ ist 
notwendig und denkbar“ (Steinert 2005).

Sein Ausgangspunkt: „Wenn es das gesicherte Lohnarbeitsverhältnis nur für 
wenige überhaupt und schon gar stabil und lebenslang geben wird, kann man 
soziale Sicherung nicht mehr auf den Anrechten aufbauen, die man [oder irgend-
welche Familienangehörige, Anm.: A.P.] in ihm erwerben kann“ (ebd.: 57). Sein 
Vorschlag zur (tatsächlich gar nicht so) kleinen Radikalisierung von Sozialpolitik 
ist es, von einer sachangemessenen Erweiterung des Begriffes Arbeit auszuge-
hen und dementsprechend die Reproduktion der Arbeitskraft an deren eigenen 
Bedürfnissen und nicht an ihrer Verwertbarkeit im Rahmen eines Lohnarbeits-
marktes zu orientieren. 

Dass Arbeit nicht gleich Lohnarbeit ist, ist heute eigentlich außer in den 
offiziellen politischen Debatten klar. Ohne Hausarbeit, freiwillige und ehren-
amtliche Arbeit sowie Eigenarbeit geht bekanntlich gar nichts. Noch dazu ist 
es bei diesen drei Formen der Arbeit – anders als bei vielem, was in Lohnarbeit 
produziert wird – auch eher gewährleistet, dass sie gesellschaftlich nützlich und 
notwendig sind. 

Der oben genannte Vorschlag von Steinert läuft auf eine „Sozialpolitik als 
gesellschaftliche Infrastruktur“ hinaus, nämlich: „alle Arbeit in diesen ihren 
verschiedenen Formen zur Kenntnis zu nehmen und der Spezialform der Lohn-
arbeit den ihr zustehenden relativ geringen Stellenwert zuzuweisen. (…) Mit 
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dieser ‚kleinen Radikalisierung‘ wird also Sozialpolitik zur staatlichen Aufgabe, 
die Infrastruktur für alle Formen von gesellschaftlicher Arbeit, für das ‚Betreiben 
des eigenen Lebens‘ bereitzuhalten“ (ebd.: 59).

Eine solche Sozialpolitik besteht nicht darin, ein individuell fehlendes Lohn-
arbeitseinkommen zu substituieren und bezieht sich nicht auf besonders bedürf-
tige Personengruppen bzw. überhaupt nicht auf Personen, sondern in erster Linie 
auf Infrastruktur. Diese wird nicht primär von den Wachstumserfordernissen für 
Wirtschaftsunternehmen und ihrer Konkurrenzfähigkeit her gedacht, sondern 
von einem angemessenen Lebensniveau, das für die gewünschte Teilnahme aller 
an der Gesellschaft und für die Mitgestaltung der Zukunft notwendig ist: „Die 
Person und ihr Grundeinkommen sind nicht die wichtigste Einheit einer Sozial-
politik als Infrastrukturpolitik. Entscheidend bleibt die Erweiterung des Ange-
bots von (prinzipiell) kostenlosen und für alle zugänglichen öffentlichen Gütern 
und Dienstleistungen“, die nicht der Warenform unterworfen sind. „Je breiter 
dieser Teil ist, desto weniger Geld wird für das Grundeinkommen gebraucht“ 

(Rätz 2011: o. S.).
Sicherheit durch Sozialpolitik ist demnach von der Organisation optimaler 

Bedingungen für Arbeit (im weitesten Sinn) und der eigenen Existenz in so-
zialen Zusammenhängen bzw. in selbstbestimmten Partizipationsverhältnissen 
abhängig. Das hat natürlich eine Unmenge an Implikationen, die erst in vielen 
konkreten Aushandlungsprozessen geklärt werden müssen. Es geht um den Aus-
bau der „Commons“, des Gemeineigentums, sowie um neue gesellschaftliche 
Produktionsformen, die von einem Bündel an Bewegungen und Initiativen „von 
unten“ als politisches Projekt angenommen und vorangetrieben werden (Zelik 
2011).

Das wäre eine Sozialpolitik, die dem Umstand Rechnung trägt, dass Unsi-
cherheit kein Ausnahmezustand, sondern der Normalzustand ist.

Arno Pilgram ist Rechts- und Kriminalsoziologe und Mitglied im Wissenschaft-
lichen Beirat der Armutskonferenz.
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